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Text 

4. Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Betreuungspflichten, flexible Arbeitszeitformen und/oder Teilzeitbeschäftigung 

§ 21. (1) Frauen- und familienfreundliche organisatorische Änderungen und Einrichtungen, wie 
flexible Arbeitszeiten (z. B. Verkürzung der Blockzeit, flexible Möglichkeiten des Freizeitausgleiches, 
Telearbeit/Home-Office, Jobsharing, Rotationsmodelle usw.), Wiedereinstiegsprogramme für karenzierte 
Bedienstete oder die Sicherung von Kinderbetreuungseinrichtungen, sind nach budgetären Möglichkeiten 
anzustreben bzw. beizubehalten 

(2) Zum Zweck der optimalen Umsetzung dieser Zielsetzungen ist eine Arbeitsgruppe aus internen 
und externen Expertinnen und Experten (Arbeitsgruppe „berufundfamilie“) eingesetzt. 

(3) Für Frauen und Männer mit Betreuungspflichten und für pflegende Angehörige (z. B. im Fall von 
Pflege- und Familienhospizkarenz bzw. -teilzeit) sind individuelle Regelungen ihrer Arbeitszeit und ihrer 
Arbeitseinteilung anzustreben. 

(4) Bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ressorts ist die Akzeptanz für die 
Inanspruchnahme von Väterkarenz und Teilzeitarbeit auf Grund von Kinderbetreuungspflichten durch 
Männer zu fördern. 

(5) Betreuungspflichten sind bei der Genehmigung von Telearbeit vorrangig zu berücksichtigen. 

(6) Anträgen gemäß § 50a Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 – BDG 1979, BGBI. Nr. 333/1979, in 
der jeweils geltenden Fassung – Herabsetzung der Wochendienstzeit aus beliebigem Anlass – ist zu 
entsprechen, wenn der Verwendung im verlangten Ausmaß keine wichtigen dienstlichen Interessen 
entgegenstehen. Anträgen gemäß § 75 BDG 1979 – Karenzurlaube – ist unter Berücksichtigung der in 
dieser Verordnung festgelegten Ziele, zu entsprechen. Bei Vertragsbediensteten ist sinngemäß 
vorzugehen. 
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(7) Für die Bediensteten darf durch Karenz und Teilzeitbeschäftigung keine unsachliche berufliche 
Benachteiligung entstehen. 
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